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75. Gesetz vom 5. Juli 1995, mit dem das Tiroler Sprengeltierärztegesetz 1989 geändert wird
76. Gesetz vom 6. Juli 1995, mit dem das Tiroler Pflegegeldgesetz geändert wird
77. Verordnung der Landesregierung vom 15. August 1995, mit der das Entwicklungsprogramm betreffend

landwirtschaftliche Vorrangflächen für die Kleinregion Hinteres Zillertal geändert wird
78. Verordnung der Landesregierung vom 15. August 1995, mit der die Landes-Verwaltungsabgabenver-

ordnung 1990 geändert wird
79. Verordnung der Landesregierung vom 15. August 1995, mit der die Gemeinde-Verwaltungsabgabenver-

ordnung 1990 geändert wird

75. Gesetz vom 5. Juli 1995, mit dem das Tiroler Sprengeltierärzte-
gesetz 1989 geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I
Das Tiroler Sprengeltierärztegesetz 1989,

LGBl. Nr. 73, in der Fassung des Gesetzes
LGBl. Nr. 66/1994 wird wie folgt geändert:

1. Im § 2 wird das Zitat „Landesbeamtenge-
setz 1994, LGBl. Nr. 19,“ durch das Zitat „Lan-
desbeamtengesetz 1994, LGBl. Nr. 19, in der

jeweils geltenden Fassung“ ersetzt.
2. Im Abs. 4 des § 3 wird im ersten Satz der

Prozentsatz „10,25 v. H.“ durch den Prozent-
satz „11,75 v. H.“ ersetzt.

Artikel II
(1) Art. I Z. 1 tritt mit dem Ablauf des Tages

der Kundmachung in Kraft.
(2) Art. I Z. 2 tritt mit 1. Oktober 1995 in Kraft.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Eberle

Der Landesamtsdirektor:
Gstrein

76. Gesetz vom 6. Juli 1995, mit dem das Tiroler Pflegegeldgesetz
geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Tiroler Pflegegeldgesetz, LGBl. Nr.
55/1993, in der Fassung des Gesetzes LGBl.
Nr. 112/1994 wird wie folgt geändert:

1. Der Abs. 4 des § 1 hat zu lauten:
„(4) Auf die Gewährung des Pflegegeldes

besteht ein Rechtsanspruch.“

2. Im Abs. 1 des § 8 hat die lit. a zu lauten:
„a) für die Dauer eines stationären Aufent-

haltes in einer in- oder ausländischen Kran-
kenanstalt, ausgenommen für den Aufnahme-
und den Entlassungsmonat, wenn ein in- oder
ausländischer Sozialversicherungsträger oder
der Bund für die Kosten der Pflege in der all-
gemeinen Gebührenklasse aufkommt;“

3. Im Abs. 3 des § 8 hat der erste Satz zu lau-
ten:



198 Stück 23, Nr. 76, 77

„Weiters ruht das Pflegegeld im Falle einer
stationären oder teilstationären Unterbringung
in Einrichtungen der Rehabilitation auf Kosten
oder unter Kostenbeteiligung des Landes Tirol,
ausgenommen für den Aufnahme- und den Ent-
lassungsmonat, im Ausmaß der vom Land Ti-
rol getragenen Pflegekosten, höchstens jedoch
bis zu 80 v. H. des Pflegegeldes.“

4. Im Abs. 1 des § 12 hat der zweite Satz zu
lauten:

„Liegt ein Überwiegen im Sinne der lit. a
bzw. der lit. b nicht vor, so besteht die Be-
zugsberechtigung zu gleichen Teilen.“

5. § 28 wird aufgehoben.
6. Im § 33 wird im zweiten Satz das Zitat

„§§ 28 bis 32“ durch das Zitat „§§ 29 bis 32“
ersetzt.

Artikel II

(1) Auf Verfahren in bezug auf Pflegegeld in
Höhe der Stufen 3 bis 7 ist für die Zeit bis zum
30. Juni 1995 das Tiroler Pflegegeldgesetz in der
bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden
Fassung anzuwenden. Der Rechtsweg ist in be-
zug auf Pflegegeld in Höhe der Stufen 3 bis 7 für
die Zeit vor dem 1. Juli 1995 ausgeschlossen. 

(2) Wurde in der Zeit vom 1. Juli 1994 bis
zum 30. Juni 1995 ein Pflegegeld in Höhe der
Stufen 3 bis 6 mit Mitteilung gewährt, so ist
§ 17 Abs. 3 des Tiroler Pflegegeldgesetzes nicht
anzuwenden.

Artikel III

Dieses Gesetz tritt mit 1. Juli 1995 in Kraft.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Prock

Der Landesamtsdirektor:
Gstrein

Auf Grund der §§ 7 Abs. 1 lit a, 11 und 12
Abs. 2 in Verbindung mit § 106 Abs. 1 des Ti-
roler Raumordnungsgesetzes 1994, LGBl. Nr.
81/1993, wird verordnet:

Artikel I
Die Verordnung, mit der ein Entwicklungs-

programm betreffend landwirtschaftliche Vor-
rangflächen für die Kleinregion Hinteres Zil-
lertal erlassen wird, LGBl. Nr. 64/1991, in der
Fassung der Verordnungen LGBl. Nr. 107/1993
und 32/1995 wird wie folgt geändert:

Die Anlage zu § 1 Abs. 2 wird in der Weise
geändert, daß im Bereich des Grundstückes Nr.
1042/1 KG Hippach die in der Anlage zu die-
ser Verordnung dargestellten Flächen von der
Festlegung als landwirtschaftliche Vorrang-
fläche ausgenommen bzw. als landwirtschaft-
liche Vorrangfläche festgelegt werden.

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des
Tages der Kundmachung in Kraft.

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Gstrein

77. Verordnung der Landesregierung vom 15. August 1995, mit der
das Entwicklungsprogramm betreffend landwirtschaftliche Vor-
rangflächen für die Kleinregion Hinteres Zillertal geändert wird
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Anlage

K a t a s t e r p l a n
Maßstab 1:1000

Fläche, die von der Festlegung als landwirtschaftliche Vorrangfläche ausgenommen wird

Fläche, die als landwirtschaftliche Vorrangfläche festgelegt wird
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Auf Grund des § 2 Abs. 1 des Tiroler Ver-
waltungsabgabengesetzes, LGBl. Nr. 24/1968,
in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 14/1975
wird verordnet: Artikel I

Die Anlage zu § 1 Abs. 1 der Gemeinde-Ver-
waltungsabgabenverordnung 1990, LGBl. Nr.
32, wird wie folgt geändert:

1. Im Abschnitt II Verkehrswesen hat nach der
Überschrift der Klammerausdruck zu lauten:

„(Straßenverkehrsordnung 1960, BGBl. Nr.
159, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl.
Nr. 518/1994)“

2. Im Abschnitt II Verkehrswesen hat die Ta-
rifpost 12 zu lauten:

„12. Bewilligung für ein zeitlich uneinge-
schränktes oder für ein auf das notwendige
zeitliche Ausmaß eingeschränktes Parken in
nahegelegenen Kurzparkzonen (§ 45 Abs. 4
und 4a) ................................................ 700,–“

Artikel II
Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des

Tages der Kundmachung in Kraft.

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektorstellvertreter:
Arnold

79. Verordnung der Landesregierung vom 15. August 1995, mit der die
Gemeinde-Verwaltungsabgabenverordnung 1990 geändert wird

Auf Grund des § 2 Abs. 1 des Tiroler Ver-
waltungsabgabengesetzes, LGBl. Nr. 24/1968,
in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 14/1975
wird verordnet: Artikel I

Die Anlage zu § 1 Abs. 1 der Landes-Verwal-
tungsabgabenverordnung 1990, LGBl. Nr. 31,
wird wie folgt geändert:

1. Im Abschnitt IX Verkehrswesen hat nach
der Überschrift der Klammerausdruck zu lauten:

„(Straßenverkehrsordnung 1960, BGBl. Nr.
159, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl.
Nr. 518/1994)“

2. Im Abschnitt IX Verkehrswesen hat die Ta-
rifpost 76 zu lauten:

„76. Bewilligung für ein zeitlich uneinge-
schränktes oder für ein auf das notwendige
zeitliche Ausmaß eingeschränktes Parken in
nahegelegenen Kurzparkzonen (§ 45 Abs. 4
und 4a) ................................................ 700,–“

Artikel II
Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des

Tages der Kundmachung in Kraft.

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektorstellvertreter:
Arnold

78. Verordnung der Landesregierung vom 15. August 1995, mit der
die Landes-Verwaltungsabgabenverordnung 1990 geändert wird


